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Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung *) 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung landwirtschaftlicher Unternehmer 
von Beiträgen zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
(Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetz — SVBEG) 
- Drucksache 10/5463 -  

A. Problem 

Die von der EG beschlossenen Agrarpreise haben für die 
bäuerlichen Familienbetriebe zu einer schwierigen Einkom-
menssituation geführt. Die kleinen und mittleren Betriebe sind 
ganz besonders betroffen. Obwohl die Bundeszuschüsse zur 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung in der jüngsten Ver-
gangenheit erheblich aufgestockt worden sind, werden vor 
allem die klein- und mittelbäuerlichen Familienbetriebe ge-
messen an ihrem Gewinn mit Sozialabgaben überproportional 
belastet. 

B. Lösung 

Es soll hier eine schnell wirksame Entlastung geschaffen wer-
den durch eine Geldleistung, die an sozialen Bedürfnissen aus-
gerichtet ist. Die Regelung hat nur Übergangscharakter, da 
eine dauerhafte Lösung dieser Problematik eine Neuausrich-
tung des landwirtschaftlichen Sozialversicherungssystems 
notwendig macht. Diese wiederum würde eingehende Beratun-
gen über einen längeren Zeitraum erfordern. 

C. Alternativen 

keine 

Einmütigkeit im Ausschuß 

*) Bericht des Abgeordneten Wimmer (Neuötting) folgt 
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D. Kosten 

450 Mio. DM jährlich für den Bund; Ländern und Gemeinden 
entstehen keine Mehrkosten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/5463 — in der aus der anliegenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 4. Juni 1986 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Wimmer (Neuötting) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Entlastung landwirtschaftlicher Unternehmer 
von Beiträgen zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
(Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetz — SVBEG) 
— Drucksache 10/5463 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung 
landwirtschaftlicher Unternehmer von Beiträgen 

zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
(Sozialversicherungs- Beitragsentlastungsgesetz 

— SVBEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Berechtigter Personenkreis 

(1) Landwirtschaftliche Unternehmer erhalten 
eine Entlastung von ihren Beiträgen zur landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung (Entlastung), wenn 
sie 

1. die Voraussetzungen für einen Zuschuß zum Bei-
trag nach § 3 c Abs. i bis 5 und 7 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte erfüllen, 

2. die Voraussetzungen für einen Zuschuß zum Bei-
trag nach § 1 GAL-Beitragszuschußverordnung 
vom ... (BGBl. I S. ...) erfüllen oder 

3. nach § 14 Abs. 1 Buchstabe a des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte beitragspflichtig 
sind und 

a) der Wirtschaftswert des Unternehmens 40 000 
Deutsche Mark überschreitet, 

b) das Einkommen ein Siebtel der Bezugsgröße 
nicht überschreitet und 

c) das Einkommen einschließlich des Arbeitsein-
einkommens aus der Land- und Forstwirt-
schaft im Kalenderjahr vor der Antragstellung 
36 000 Deutsche Mark nicht überschritten hat. 

Für den Wirtschaftswert und das Einkommen nach 
Satz 1 Nr. 3 sind § 3 c Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte entsprechend 
anzuwenden. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung 
landwirtschaftlicher Unternehmer von Beiträgen 

zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
(Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsgesetz 

— SVBEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Berechtigter Personenkreis 

(1) Landwirtschaftliche Unternehmer erhalten 
eine Entlastung von ihren Beiträgen zur landwirt-
schaftlichen Sozialversicherung (Entlastung), wenn 
sie 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. nach § 14 Abs. 1 Buchstabe a des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte beitragspflichtig 
sind und  

a) unverändert 

b) unverändert 

c) das Einkommen einschließlich des Arbeitsein-
kommens aus der Land- und Forstwirt-
schaft im Kalenderjahr vor der Antragstellung 
das 1,2fache der Bezugsgröße nicht überschrit-
ten hat. 

Für den Wirtschaftswert und das Einkommen nach 
Satz 1 Nr. 3 sind § 3 c Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte entsprechend 
anzuwenden. 
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Entwurf 

(2) Berechtigte nach Absatz 1 erhalten für jeden 
in ihrem Unternehmen tätigen, nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte versicherungspflichtigen mitarbeitenden 
Familienangehörigen einen Zuschlag zu ihrer Entla-
stung. 

§2 
Höhe der Entlastung 

(1) Die Entlastung beträgt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 für ein volles Jahr 

1. bei den Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 

die der Zuschußklasse III (§ 4 b Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe c des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte) zuzuordnen sind, 2 000 Deut-
sche Mark, 

b) die der Zuschußklasse II (§ 4 b Abs. 1 Satz 1 
Buchstabe b des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte) zuzuordnen sind, 1 500 Deut-
sche Mark, 

c) die der Zuschußklasse I (§ 4 b Abs. 1 Buchstabe 
a des Gesetzes über eine Altershilfe für Land-
wirte) zuzuordnen sind, 1 300 Deutsche Mark, 

2. bei den Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
1 100 Deutsche Mark, 

3. bei den Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
1 000 Deutsche Mark. 

(2) Berechtigte, die 

1. nicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte versichert 
sind und 

2. sich nicht von dieser Versicherungspflicht haben 
befreien lassen, 

erhalten die Entlastung in Höhe der Hälfte der in 
Absatz 1 genannten Beträge. 

(3) Der Zuschlag nach § 1 Abs. 2 wird in Höhe 
eines Drittels der in Absatz 1 genannten Beträge 
gewährt. 

(4) Die Entlastungsbeträge werden auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet.  

§3 
Beginn und Ende der Leistung 

(1) Die Entlastung wird ab Beginn des Monats ge-
währt, in dem die in § 1 genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind, frühestens aber ab 1. Januar 1986. 

(2) Sind die in § 1 genannten Voraussetzungen 
nur für einen Teil des Kalenderjahres erfüllt, be-
steht ein Anspruch auf die Entlastung nur bis zum 
Ende des Monats, in dem die Voraussetzungen ent-
fallen sind; der anteilige Betrag der Entlastung wird 
auf volle Deutsche Mark aufgerundet. 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(2) unverändert 

§2 
Höhe der Entlastung 

(1) unverändert 

(2) Berechtigte, die nicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Land-
wirte versichert sind, erhalten die Entlastung in 
Höhe der Hälfte der in Absatz 1 genannten Beträge; 
diese Verminderung gilt nicht, wenn der Berechtigte 
auf Antrag von dieser Versicherungspflicht befreit 
ist. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§3 
Beginn und Ende der Leistung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
sich die in § 2 Abs. 2 genannten Voraussetzungen im 
Laufe eines Kalenderjahres ändern. 

§4 

Finanzierung 

Die Aufwendungen für die Entlastung trägt der 
Bund. 

§5 

Verfahren 

(1) Die Entlastung wird auf Antrag gewährt, der 
für das Jahr 1986 bis zum Jahresende und für die 
folgenden Kalenderjahre jeweils bis zum 30. Sep-
tember gestellt sein muß. Ein gestellter Antrag wirkt 
zugleich für die folgenden Kalenderjahre. Ist der Be-
rechtigte verstorben, kann der hinterbliebene Ehe-
gatte einen Antrag auf Gewährung der Entlastung 
nach Satz 1 stellen. Hat der Verstorbene bereits ei-
nen Antrag gestellt, gilt dieser Antrag als Antrag des 
hinterbliebenen Ehegatten. 

(2) Ein Antrag auf einen Zuschuß zum Beitrag auf 
Grund der Vorschriften des Gesetzes über eine Al-
tershilfe für Landwirte gilt zugleich als Antrag nach 
Absatz 1. 

(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor-
schreibt, sind die für die Altershilfe für Landwirte 
geltenden Vorschriften des Gesetzes über eine Al-
tershilfe für Landwirte sowie des Ersten, Vierten 
und Zehnten Buches Sozialgesetzbuch entspre-
chend anzuwenden. 

§6 

Fälligkeit 

Der Anspruch auf die Entlastung wird zum 1. Ja-
nuar eines jeden Jahres in Höhe des in § 2 genann-
ten Betrages fällig, frühestens aber mit Beginn des 
Monats, in dem die in § 1 genannten Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Für das Jahr 1986 wird der An

-

spruch unter den gleichen Voraussetzungen am 
1. August fällig. 

§7 

Ausführende Stellen, Rechtsweg 

(1) Die Entlastung wird von den landwirtschaftli-
chen Alterskassen (§ 16 des Gesetzes über eine Al-
tershilfe für Landwirte) durchgeführt. Landesunmit- 

Beschlüsse des 10. Ausschusses 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
sich die in § 2 Abs. 2 genannten Voraussetzungen im 
Laufe eines Kalenderjahres ändern. Für das Jahr 
1986 sind die am 1. Juli bestehenden Verhältnisse für 
die Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni maßgebend. 

§ 4 

unverändert 

§5 

unverändert 

§6 

Fälligkeit 

(1) Der Anspruch auf die Entlastung wird zum 
1. Januar eines jeden Jahres in Höhe des in § 2 ge-
nannten Betrages fällig, frühestens aber mit Beginn 
des Monats, in dem die in § 1 genannten Vorausset-
ungen erfüllt sind. Für das Jahr 1986 wird der An-
spruch unter den gleichen Voraussetzungen am 
1. August fällig. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Fälligkeit abweichend von Absatz 1 und das Auszah-
lungsverfahren zu regeln. 

§7 

unverändert 
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Entwurf 

telbare Körperschaften werden im Auftrag des Bun-
des tätig; bundesunmittelbare Körperschaften un-
terliegen bei der Ausführung dieses Gesetzes den 
Weisungen des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, die im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung erteilt werden. 

(2) Den ausführenden Stellen werden Verwal-
tungskosten nicht erstattet. 

(3) Über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in An-
gelegenheiten dieses Gesetzes ist der Rechtsweg zu 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit gegeben. 

§8 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§ 9 
 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1986 in Kraft. 

Beschlüsse des -10. Ausschusses 

§7a 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 3 Nr. 17 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. April 1986 
(BGBl. I  S. 441), geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 15. Mai 1986 (BGBl. I S. 730), wird wie folgt 
gefaßt: 

„17. Leistungen nach dem Sozialversicherungs-Bei-
tragsentlastungsgesetz;". 

§8 
Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§9 
unverändert 




